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Vorwort 

Die handels- und steuerrechtlichen Regelungen zur Erstellung des Einzelab-
schlusses sowie der Steuerbilanz werden in dieser Lerneinheit, die sich aus den 
Lehrbriefen Teil 1 und 2 zusammensetzt, behandelt. Ziel ist hierbei, Ihnen die 
notwendigen Kenntnisse zum Verständnis vom handelsrechtlichen Jahresab-
schluss (Einzelabschluss) und der Steuerbilanz zu vermitteln. Die Lehrbriefe 
dienen sowohl der Aneignung von Grundkenntnissen als auch stellenweise der 
Vertiefung des umfänglichen Stoffgebietes. Für die Erarbeitung bzw. Aneignung 
des Lerninhaltes dieser zwei Lehrbriefe ist es hilfreich, wenn Sie zuvor den Lehr-
brief zur Buchführung bearbeitet haben, denn die Techniken und Grundlagen der 
doppelten Buchführung werden in diesen zwei Lehrbriefen vorausgesetzt. 
 
Nach dem erfolgreichen Studium dieser zwei Lehrbriefe „Jahresabschluss und 
Steuerbilanz“ sollten Sie folgende Lernziele erfüllen: 

• mit der Sprache des Handels- und Steuerrechtes und ihrer speziellen Be-
griffe vertraut sein 

• die Regeln und Vorschriften zur Aufstellung des Jahresabschlusses kennen 

• bilanzpolitische Gestaltungsmöglichkeiten kennen und zielgerichtet ausfüh-
ren können 

• Geschäftsvorfälle handels- und steuerbilanziell rechtskonform im Jahresab-
schluss ansetzen, ausweisen und bewerten können 

• die steuerbilanziellen Unterschiede zum handelsrechtlichen Einzelab-
schluss kennen 

 
 
 
Remagen, im Juni 2023   Prof. Dr. Torsten Wengel 
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1. Bestandteile, Aufgaben und Rechtsgrundlagen des 
Jahresabschlusses 

Das Handelsrecht, kodifiziert im Handelsgesetzbuch (HGB), haben alle Kauf-
leute zu beachten. Wer Kaufmann ist bzw. als solcher gilt, wird durch die §§ 1 
bis 6 HGB bestimmt. 

1.1. Bestandteile des Jahresabschlusses 

Für Einzelkaufleute und Personenhandelsgesellschaften, die nicht die Merk-
male des § 264a HGB erfüllen1, besteht der handelsrechtliche Jahresabschluss 
(§ 242 Abs. 3 HGB) aus zwei Teilen: 

• Bilanz und 

• Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) 

 
Bei Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften nach § 264a 
HGB besteht der Jahresabschluss hingegen aus drei Teilen, weil zu Bilanz und 
GuV nach § 264 Abs. 1 HGB noch ein 

• Anhang 

hinzukommt. Zusätzlich ist bei diesen Gesellschaften auch noch ein 

• Lagebericht 

nach § 289 HGB aufzustellen (§ 264 Abs. 1 S. 1 HGB), der jedoch kein Be-
standteil des Jahresabschlusses, sondern ein eigenständiger und vom Jahres-
abschluss unabhängiger zusätzlicher Pflichtteil ist. 
 

                                                 
 
1  Unter § 264a HGB fallen die offene Handelsgesellschaft (oHG) und die Kommanditgesellschaft 

(KG). Sofern diese Personengesellschaften keine natürliche Person als persönlich haftenden Gesell-
schafter haben (in der Praxis regelmäßig bei der GmbH & Co. KG der Fall), werden sie in den Ansatz-
, Bewertungs-, Prüfungs- und Publizitätsvorschriften den Kapitalgesellschaften gleichgestellt. Dies ge-
schieht durch die Einbeziehung in die für Kapitalgesellschaften vorgeschriebenen Bilanzierungsvor-
schriften (§§ 264 - 335b HGB). 

Berichtsinstrument 
Jahresabschluss 
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Kapitalgesellschaften und Personengesellschaften (§ 264a HGB) 

(AG, KGaA, GmbH, eG, oHG, KG) 

 

GuV 
 

Anhang 

 
Lagebericht 

 
Jahresabschluss 

 

Bilanz 

 
Jahresabschluss 

Einzelkaufleute und 
Personengesellschaften 

(GbR, oHG, KG) 
 

Abb. 1: Der Umfang des Jahresabschlusses nach § 264 Abs. 1 S. 1 HGB 
Quelle: In Anlehnung an Gräfer/Sorgenfrei, Rechnungslegung, 1997, S. 11 

 
Bei kapitalmarktorientierten2 Unternehmen erweitern sich die Bestandteile des 
Jahresabschlusses (Bilanz, GuV, Anhang) um eine 

• Kapitalflussrechnung sowie einen  

• Eigenkapitalspiegel. 

 

                                                 
 
2  Kapitalmarktorientierte Unternehmen sind definiert als solche Unternehmen, die eine Zulassung zum 

Handel in einem organisierten Markt (Börse) besitzen oder ihn bereits in Anspruch nehmen (§ 264d 
HGB). 

Zinssätze 
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Darüber hinaus können kapitalmarktorientierte Unternehmen dem Jahresab-
schluss freiwillig noch eine Segmentberichterstattung hinzufügen, die dann 
ebenfalls Bestandteil des Jahresabschlusses ist (§ 264 Abs. 1 S. 2 HGB). 
 

 Kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaften  
(§ 264 d HGB) 

 

GuV 
 

Anhang 

 
Lagebericht 

 
Jahresabschluss 

Kapitalfluss- 
rechnung 

Eigenkapital- 
spiegel 

 

Bilanz 

Segment-
berichter-
stattung 

(freiwillig) 
 

Abb. 2: Der Umfang des Jahresabschlusses bei kapitalmarktorientierten 
Kapitalgesellschaften gemäß § 264 Abs. 1 S. 2 HGB 

1.2. Aufgaben des Jahresabschlusses 

Der handelsrechtliche Jahresabschluss erfüllt folgende Aufgaben, die in der Li-
teratur auch als Funktionen oder Zwecke bezeichnet werden: 
1. Dokumentation 
2. Information bzw. Rechenschaft 
3. Gewinnermittlung 
4. Grundlage für die steuerliche Gewinnermittlung 

Funktionen 
Jahresabschluss 
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Die nachfolgende Auseinandersetzung mit diesen Funktionen erleichtert das 
Verständnis für die noch später darzustellenden einzelnen handelsrechtlichen 
Vorschriften zu Ansatz, Ausweis, Bewertung sowie Prüfung und Offenlegung 
des Jahresabschlusses. 

1.2.1. Dokumentationsfunktion 

Aus der (Buchführungs-) Generalnorm des § 238 Abs. 1 HGB – die für alle 
Kaufleute gilt – lässt sich der Dokumentationszweck für den Jahresabschluss 
ableiten. Durch diese Vorschrift hat der Gesetzgeber die Buchführungspflicht 
kodifiziert. Zugleich verdeutlicht er damit, dass es ihm um eine 

• übersichtliche, 

• vollständige und für 

• Dritte nachvollziehbare Aufzeichnung 

• aller Geschäftsvorfälle geht, 

damit im Rahmen des Jahresabschlusses eine zusammenfassende Information 
über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens möglich ist. 
 
Der Jahresabschluss ist eine bündelnde und zusammenfassende Gesamtdarstel-
lung des buchhalterischen Kontensystems, wobei die zeitraumorientierte3 Ge-
winn- und Verlustrechnung die in der Berichtsperiode entstandenen und ver-
brauchten Werte abbildet. Der Wertbestand des Vermögens und der Schulden 
am Ende der Periode wird durch die zeitpunktorientierte4 (Bilanzstichtag) Bi-
lanz dokumentiert. 

                                                 
 
3 Sofern kein vom Kalenderjahr abweichendes Geschäftsjahr (Wirtschaftsjahr) vorliegt, läuft der Zeit-

raum vom 1.1. bis zum 31.12. eines jeden Jahres. 
4  Sofern kein vom Kalenderjahr abweichendes Geschäftsjahr (Wirtschaftsjahr) vorliegt, ist der Bilanz-

stichtag der 31.12. eines jeden Jahres. 
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1.2.2. Informations- bzw. Rechenschaftsfunktion 

Dieser Jahresabschlusszweck, der zu differenzieren ist in  

• Information von Gläubigern und interessierten Dritten (Fremdinforma-
tion) und 

• Rechenschaftsbericht für die Gesellschafter (Selbstinformation), 
kann im Gegensatz zur Dokumentationsaufgabe nicht direkt aus den handels-
rechtlichen Vorschriften entnommen werden. Vielmehr ergibt er sich aus dem 
Bedeutungszusammenhang der Vorschriften. So ist bspw. die in § 238 Abs. 1 
S. 1 HGB kodifizierte Pflicht des Kaufmanns, die Lage seines Vermögens er-
sichtlich zu machen, nur vor dem Hintergrund einer damit verbundenen Rechen-
schaft sinnvoll. Ebenso die nach § 242 Abs. 1 HGB bestehende Pflicht, dass der 
Kaufmann zu Beginn seines Handelsgewerbes und für den Schluss eines jeden 
Geschäftsjahres einen das Verhältnis seines Vermögens und seiner Schulden 
darstellenden Abschluss aufzustellen (Eröffnungsbilanz/Schlussbilanz) hat. 
Hierdurch gibt der Kaufmann Rechenschaft über das Ausmaß der Schuldende-
ckung sowohl gegenüber sich selbst als auch gegenüber Dritten (bspw. Gläubi-
gern). Schuldendeckung bedeutet, inwieweit das Vermögen die Verpflichtungen 
(Schulden) des Kaufmanns abdeckt. 
 
Sofern es sich um eine Kapitalgesellschaft (und haftungsbeschränkte Personen-
handelsgesellschaften) handelt, hat der Kaufmann zur eindeutigen Identifizie-
rung seiner Unternehmung nach § 264 Abs. 1a HGB im Jahresabschluss die Fir-
menbezeichnung, den Sitz, das Registergericht und die Nummer anzugeben, un-
ter der die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen ist. Sofern sich die 
Gesellschaft in Liquidation oder Abwicklung befindet, ist auch diese Tatsache 
anzugeben. 
 
Weiterhin hat der Kaufmann nach § 242 Abs. 2 HGB für den Schluss eines jeden 
Geschäftsjahres eine Gegenüberstellung der Aufwendungen und Erträge des Ge-
schäftsjahres anzufertigen (zeitraumbezogene Gewinn- und Verlustrechnung). 
Auch diese Pflicht ist nur vor dem Hintergrund einer damit verbundenen Re-
chenschaft sinnvoll. 
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Nicht zuletzt wird durch eine weitere Generalnorm (§ 264 Abs. 2 HGB) für 
Kapitalgesellschaften und bestimmte Personengesellschaften (§ 264a HGB) 
bestimmt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung5 ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft zu vermitteln 
hat. Der Wortsinn dieser Vorschrift verweist damit eindeutig auch wieder auf 
die Rechenschaft. 
 
Durch den Rechenschaftszweck soll erreicht werden, dass sich mindestens ein-
mal jährlich die Eigentümer, Geschäftsführer und Vorstände über die Lage und 
Entwicklung der Gesellschaft in besonderer Weise, eben durch den Jahresab-
schluss, informieren. 
 
Neben dieser Selbstinformation haben Geschäftsführer bzw. Vorstände von 
Kapitalgesellschaften, insbesondere die von Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (GmbH) und Aktiengesellschaften (AG), gegenüber den Gesellschaf-
tern Rechenschaft 
(1) über die Verwendung des anvertrauten Kapitals und 
(2) den damit erwirtschafteten Erfolg zu geben. 
(3) Ferner ist Auskunft über das Schuldendeckungspotenzial und über den 

möglichen Umfang eines Kapitalentzuges, bspw. in Form von Ausschüt-
tungen, zu geben. 

 
Diese Informationen sind notwendig, weil durch die Trennung bzw. durch das 
Auseinanderfallen von Eigentum und Verfügungsgewalt über das Eigentum eine 
Spaltung der Unternehmerfunktion vorliegt, sofern die Eigentümer der Gesell-
schaft die Geschäfte nicht selbst führen, sondern fremde Dritte als Geschäftsfüh-
rer einsetzen. 
 
Aber nicht nur momentane, sondern auch potenzielle Gesellschafter sind an In-
formationen über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens interessiert. Nicht 
zu vergessen sind auch die tatsächlichen wie potenziellen Gläubiger der Unter-
nehmung, bspw. stille Gesellschafter, Lieferanten oder Kreditinstitute.  
  

                                                 
 
5  Eine Buchführung ist nach der Rechtsprechung ordnungsgemäß, wenn die für die kaufmännische Buch-

führung erforderlichen Bücher geführt werden, die Bücher förmlich in Ordnung sind (formell) und der 
Inhalt sachlich richtig ist (materiell); (vgl. EStR 5.2; BFH-Urteil vom 24.6.1997, BStBl. II, 1998, S. 
51). Formelle Ordnungsmäßigkeit bedeutet, dass bspw. die zeitgerechte Erfassung der einzelnen Ge-
schäftsvorfälle erfolgt (insbesondere die Führung der Kassenbücher), die Aufbewahrungsfristen einge-
halten werden sowie die Besonderheiten bei der Buchführung auf Datenträgern beachtet sind. Materi-
elle Ordnungsmäßigkeit umfasst, dass die einzelnen Geschäftsvorfälle überhaupt gebucht, vollständig 
und auch richtig verbucht werden. 

Generalnorm 
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Aber auch Arbeitnehmer, Gewerkschaften, Aufsichtsbehörden bestimmter Wirt-
schaftszweige (Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen) und sonstige In-
teressenten sind als Adressaten des Jahresabschlusses zu nennen. 

1.2.3. Gewinnermittlungsfunktion 

Durch den Jahresabschluss soll der (Perioden-)Gewinn ermittelt und ausgewie-
sen werden, der dem Unternehmen unter Beachtung der  

• Prinzipien der Vorsicht und  

• der nominellen Kapitalerhaltung  

in Form von Ausschüttungen entzogen werden kann. 
 
Vom Gesetzgeber wurde für die Handels- und Steuerbilanz das Prinzip der no-
minellen Kapitalerhaltung durch die gesetzlichen Bewertungsvorschriften fi-
xiert (§§ 252 – 256a HGB). Die nominelle Kapitalerhaltung wird eingehalten, 
wenn der Betrieb mit den erwirtschafteten Erträgen mindestens die aus den An-
schaffungs- und Herstellungskosten der Vermögensgegenstände entstandenen 
Aufwandsverrechnungen6 neben den übrigen Aufwendungen decken kann. Hier-
durch wird die Rückzahlung der Kapitaleinlagen und der Verbindlichkeiten no-
minell gewährleistet bzw. das nominelle Kapital bleibt ziffernmäßig von Periode 
zu Periode gleich. 
  

                                                 
 
6  Grundsätzlich werden die gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten von Vermögensgegenstän-

den durch Abschreibungen – i. d .R. entsprechend der Nutzungsdauer – als Aufwand im Betrieb gebun-
den, indem sie der Besteuerung und Ausschüttung entzogen sind. Dadurch ist, sofern neben den übrigen 
Aufwendungen (bspw. Lohn- und Materialkosten) auch die Abschreibungsbeträge durch die Verkaufs-
erlöse vergütet werden, das (Anfangs-) Kapital nominell erhalten. 

Nominelle Kapital- 
erhaltung 
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1.2.3.1. Ausschüttungsbemessungsfunktion 

Kapitalerhaltungsgrundsätze7 sind unternehmensrechtsformabhängige Vor-
schriften und Regelungen, die die Haftungssubstanz der Unternehmung erhal-
ten sollen und damit dem Gläubigerschutz dienen.  
 
Im Einzelnen handelt es sich hierbei um Ausschüttungssperrvorschriften und 
Verlustverrechnungsregeln. Die Ausschüttungssperrvorschriften unterteilen 
sich wiederum in Rückzahlungsverbote und in Dotierungspflichten. 
  

Kapitalerhaltungsgrundsätze 

Ausschüttungssperrvorschriften 
• § 57 AktG 
• § 58 AktG 
• § 30 GmbHG 

Verlustverrechnungs-
regeln 
• § 150 AktG 
• § 229 AktG 

Rückzahlungsverbote 
(§ 272 HGB) 

 

Dotierungspflichten 
(§ 150 AktG) 

  

Abb. 3: Kapitalerhaltungsgrundsätze 
 
Das Prinzip der Kapitalerhaltung ist je nach Unternehmensrechtsform unter-
schiedlich stark ausgeprägt: 

• Einzelkaufleute haften für betriebliche Verbindlichkeiten auch mit ihrem 
Privatvermögen in vollem (unbeschränktem) Umfang (sog. Vollhafter). 

• Bei Personengesellschaften haftet mindestens ein Gesellschafter als sog. 
Vollhafter (Komplementär). Der Vollhafter muss keine natürliche Person 
sein, wie bspw. die vollhaftende GmbH bei der GmbH & Co. KG belegt. 

• Bei Kapitalgesellschaften hingegen ist die Haftung der Gesellschafter für 
betriebliche Verbindlichkeiten auf die Höhe der jeweiligen Einlage be-
schränkt. Bestünde für die Gesellschafter von Kapitalgesellschaften die 

                                                 
 
7  Unter die Kapitalerhaltungsgrundsätze fallen das Imparitäts- und das Vorsichtsprinzip sowie die wei-

teren sich daraus ableitenden Ansatz- und Bewertungsvorschriften. Unter die Kapitalerhaltung sind 
ebenfalls alle Vorschriften einzuordnen, die auf die Sicherung des Unternehmensbestandes abzielen, 
wie beispielsweise die §§ 248, 249 oder 274 HGB. 
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Möglichkeit eines unbeschränkten Kapitalentzugs, bspw. in Form von Divi-
dendenzahlungen, könnte sich hierdurch die Haftungssubstanz, also das 
Vermögen der Gesellschaft, derart verringern, dass die Rückzahlungsan-
sprüche der Gläubiger gefährdet wären. Dies wird durch die Kapitalerhal-
tungsgrundsätze verhindert. 

1.2.3.2. Kompetenzabgrenzungsfunktion 

Die Entscheidungen, die im Rahmen der Gewinnermittlung wie auch bei der 
Gewinnverwendung getroffen werden, implizieren Machtverhältnisse. Dadurch, 
dass die gesetzlichen Vorschriften den Rahmen für die Gewinnermittlung und 
seine Verwendung setzen, beschränken sie gleichzeitig die Kompetenzen der an 
der Unternehmung beteiligten Gesellschafter, Aktionäre, Geschäftsführer bzw. 
Vorstände bzw. grenzen die Gruppen voneinander ab. 
 
Bezüglich der Ausschüttungsbemessung und der Kompetenzabgrenzung wird, 
wie bereits schon zuvor ausgeführt, rechtsformspezifisch zwischen Einzelkauf-
leuten und Personenhandelsgesellschaften einerseits und Kapitalgesellschaften 
andererseits aufgrund des Haftungsumfangs der Gesellschafter unterschieden. 
 
Einzelkaufleute und Personenhandelsgesellschaften, bei denen die Gesell-
schafter unbeschränkt haften (Vollhafter), sind hinsichtlich der Ausschüttungs-
disposition frei. 
 
Bei den Kapitalgesellschaften, und hier insbesondere bei der GmbH, sieht § 29 
GmbHG vor, dass die Gesellschafter grundsätzlich „nur“ Anspruch auf den Jah-
resüberschuss zuzüglich eines Gewinnvortrags und abzüglich eines Verlustvor-
trags haben. Sofern der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt, kann der 
Jahresüberschuss durch Gesellschafterbeschluss auch in die Gewinnrücklagen 
eingestellt oder als Gewinnvortrag in das nächste Geschäftsjahr vorgetragen 
werden. 
 
Bei Aktiengesellschaften sind differenziertere Regelungen vorgesehen; es sei 
auf die §§ 58 und 150 AktG hingewiesen. Vom Gesetzgeber wird bei dieser 
Rechtsform darüber hinaus auch noch der Interessenkonflikt zwischen dem Vor-
stand als Geschäftsführungsorgan, der Verwaltung und den Aktionären hinsicht-
lich dem Wunsch nach Ausschüttungen und dem Erfordernis der Rücklagenbil-
dung als Selbstfinanzierung geregelt, wodurch wiederum durch gesetzliche Re-
gelungen in die Unternehmensstruktur eingegriffen wird. 
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Nachfolgend graphisch zusammengefasst die originären Aufgaben der Handels-
bilanz: 
 

 

 

Handelsbilanz - Aufgaben 

Dokumentation Zahlungsbemessung 

Mindest-
aus-

schüttung 

Information/ 
Rechenschaft 

Ausschüt-
tungsober-

grenze 

Selbst- 
infor-

mation 

Fremd 
infor-

mation 
 

Abb. 4: Aufgaben der Handelsbilanz 

1.2.4. Grundlage für die steuerliche Gewinnermittlung 

Für die steuerliche Gewinnermittlung ist in vielen Fällen der handelsrechtliche 
Jahresabschluss der Ausgangspunkt bei der Ermittlung des zu versteuernden 
Einkommens. 
 
Insbesondere bei Klein- und Mittelbetrieben wird auf die Erstellung einer sepa-
raten, eigenständigen sog. Steuerbilanz verzichtet, indem ausgehend vom han-
delsrechtlichen Jahresabschluss und seinem Ergebnis eine sog. Überleitungs-
rechnung nach § 60 Abs. 2 EStDV auf das steuerliche Ergebnis vorgenommen 
wird, das dann der Besteuerung zugrunde gelegt wird. 

1.3. Rechtliche Grundlagen des Jahresabschlusses 

Die überwiegende Anzahl von Vorschriften zum Jahresabschluss befindet sich 
im 3. Buch des HGB (§§ 238 – 342e HGB). Der Gesetzgeber hat jedoch für 
bestimmte Unternehmensrechtsformen noch weitere zu beachtende Regelungen 
kodifiziert. Auszugsweise sei hingewiesen auf das AktG und GmbHG: 
  

Handelsbilanz ist 
nicht Steuerbemes-
sungsgrundlage 
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AktG Regelungsinhalt 
§ 58 Verwendung des Bilanzgewinns 
§ 131 Auskunftsrecht der Aktionäre 
§ 150 Gesetzliche Rücklage, Kapitalrücklage 
§ 152 Ausweis des Eigenkapitals 
§ 158 Ergänzung der Gewinn- und Verlustrechnung 
§ 160 Anhang 
§ 170 Vorlage an Aufsichtsrat 
§ 171 Prüfung 

Abb. 5: Rechtliche Grundlagen AG 
 

GmbHG Regelungsinhalt 
§ 29 Gewinnverwendung 
§ 33 Eigene Geschäftsanteile 
§ 40 Verzeichnis der Gesellschafter und Stammeinlagen 
§ 41 Ordnungsmäßige Buchführung 
§ 42 Ausweis des Stammkapitals als gezeichnetes Kapital in der Bi-

lanz, Passivierung von Nachschüssen 

Abb. 6: Rechtliche Grundlagen GmbH 
 
Unabhängig von ihrer jeweiligen Rechtsform fallen Unternehmen ggf. auch un-
ter das Publizitätsgesetz, wenn sie die in § 1 PublG8 genannten (Größen-) Merk-
male (Bilanzsumme, Umsatzerlöse, Zahl der Mitarbeiter) erfüllen. Derartige Un-
ternehmen haben dann nach § 5 PublG, auch wenn es sich hierbei um Einzelfir-
men oder Personenhandelsgesellschaften handelt, den Jahresabschluss bezüglich 
Gliederung und Ausweisvorschriften wie große Kapitalgesellschaften9 zu er-
stellen, so dass die §§ 265 bis 278 HGB entsprechende Anwendung finden. Ob-
gleich Einzelkaufleute und Personenhandelsgesellschaften von der Pflicht zur 
Aufstellung von Anhang und Lagebericht befreit sind (§ 5 Abs. 2 S. 1 PublG), 
wird durch § 6 Abs. 1 PublG dann auch von ihnen die Prüfung des Jahresab-
schlusses durch einen Abschlussprüfer und durch § 9 PublG seine Offenlegung 
verlangt. 
 
  

                                                 
 
8  Umgangssprachlich wird bei der Abkürzung PublG meist nur vom Publizitätsgesetz gesprochen, wenn-

gleich das Gesetz „Gesetz über die Rechnungslegung von bestimmten Unternehmen und Konzernen“ 
heißt. 

9  Zur Definition der Größenmerkmale bzw. Einteilung der Unternehmen vgl. die Ausführungen unter 
dem Gliederungspunkt 1.3.1. 
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Neben den unternehmensrechtsformspezifischen Vorschriften (AktG, 
GmbHG, GenG) und den größenspezifischen (PublG) können ggf. auch noch 
branchenspezifische (Kreditinstitute, Versicherungen, Krankenhäuser etc.) 
Vorschriften zur Rechnungslegung zu beachten sein. 
 
Neben diesen kodifizierten Vorschriften gelten auch noch die Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung, die teilweise nicht kodifiziert 
sind. Hierzu mehr nach den anschließenden Ausführungen zum Aufbau des Han-
delsgesetzbuches. 

1.3.1. Handelsgesetzbuch (HGB) 

Das derzeit gültige Handelsbilanzrecht ist im 3. Buch „Handelsbücher“ des 
HGB kodifiziert und umfasst die §§ 238 – 342e, die in sechs Abschnitte unter-
teilt sind. 
 
Der Einzelabschluss wird (nur) durch die §§ 238 bis 289a HGB geregelt. Von 
diesen Vorschriften gelten für alle Kaufleute die §§ 238 bis 263 HGB (erster 
Abschnitt des 3. Buches des HGB), unabhängig davon, in welcher Rechtsform 
die Kaufleute jeweils ihre Unternehmung betreiben. 
 
Die §§ 264 bis 289a HGB (zweiter Abschnitt des 3. Buches des HGB) sind er-
gänzende, strengere und detailliertere Regelungen, die nur für Kapitalgesell-
schaften und den nach § 264a HGB gleichgestellten Personenhandelsgesell-
schaften gelten.10 Dadurch wird der Jahresabschluss für diese Unternehmen, bei 
denen keine natürliche Person als Vollhafter auftritt, strikter geregelt als der Jah-
resabschluss von Einzelkaufleuten und Personenhandelsgesellschaften, bei de-
nen eine natürliche Person als Vollhafter vorhanden ist. Dieser Umstand resul-
tiert aus der Haftungsbeschränkung bei der Kapitalgesellschaft bzw. Personen-
gesellschaft und der dort häufig anzutreffenden Trennung zwischen Eigentü-
mern und Geschäftsführungsorganen.  
  

                                                 
 
10  Bei diesen Personengesellschaften haftet keine natürliche Person für betriebliche Verbindlichkeiten 

vollumfänglich auch mit dem Privatvermögen (Vollhafter). 
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Dieser Umstand führt auch zu einer Größenklasseneinteilung der Unternehmen. 
Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften, die unter § 264a 
HGB fallen, werden nach §§ 267, 267a HGB eingeteilt in: 

• Kleinstkapitalgesellschaften 

• kleine Gesellschaften 

• mittelgroße Gesellschaften 

• große Gesellschaften 

 
Diese Größeneinteilung hat Auswirkungen auf den Gliederungsumfang der Bi-
lanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung, auf Publizitätspflichten hinsicht-
lich Fristen und Umfang der Offenlegung, auf den Lagebericht und die Darstel-
lung der Entwicklung des Anlagevermögens (auch Anlagengitter oder Anlagen-
spiegel genannt11) sowie auf die Aufstellungsfristen des Jahresabschlusses. 
 
Die jeweils in Abhängigkeit der Größenklasse eintretenden Folgen werden spä-
ter bei der Behandlung der einzelnen Regelungen aufgegriffen und erläutert. 
Vorweg lässt sich jedoch bereits aussagen, dass sich die Regelungen mit Zu-
nahme der Größenklasse für die Gesellschaften verschärfen, was Folge der Haf-
tungsbeschränkung ist. Nachfolgend sind die einzelnen Größenmerkmale in der 
Tabelle aufgelistet. 
 

Größenklassen- 
merkmale 

§§ 267, 267a HGB 

Kleinstkapi-
talgesell. 

kleine 
Kap.-Ges 

mittelgroße 
Kap.-Ges 

große 
Kap.-Ges 

Anzahl Arbeitnehmer 
im Jahresdurchschnitt 10 > 10 

 50 
> 50 
 250 > 250 

Bilanzsumme 
in €  350.000  6.000.000 > 6.000.000 

 20.000.000 > 20.000.000 

Umsatzerlöse 
in €  700.000  12.000.000 > 12.000.000 

 40.000.000 > 40.000.000 

Abb. 7: Die einzelnen Merkmale der Größenklassen 
nach §§ 267, 267a HGB 

 
Von den in der vorstehenden Tabelle genannten Mindest- bzw. Höchstwerten 
müssen mindestens zwei Werte einer Größenklasse an den Abschlussstichtagen 
von zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren über- oder unterschritten 
werden, um zu einer Größenklasse zu gehören. Dabei braucht es sich aber nicht 
um dieselben Merkmale zu handeln. Vielmehr reicht es aus, wenn jeweils eine 
andere Kombination aus diesen drei Merkmalen gegeben ist. 

                                                 
 
11  Vgl. Gliederungspunkt 3.1.4. 

4 Größenklassen 
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Die durchschnittliche Anzahl der Arbeitnehmer ergibt sich, indem die Anzahl 
der Arbeitnehmer von jedem Quartalsende addiert und anschließend  die Summe 
durch vier geteilt wird, wobei Auszubildende nicht mitzählen und Teilzeitkräfte 
anteilig berücksichtigt werden. 
 
Unabhängig von der tatsächlichen Größe einer Kapitalgesellschaft gilt sie immer 
gemäß der vorstehenden Einteilung als große Kapitalgesellschaft, wenn sie ka-
pitalmarktorientiert ist. Kapitalmarktorientierung liegt vor, wenn von der Ka-
pitalgesellschaft Wertpapiere an der Börse gehandelt werden bzw. sie dies bean-
tragt hat (§§ 264d i.V. m. 267 Abs. 3 S. 2 HGB). 

1.3.2. Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzie-
rung (GoB) 

Neben den zuvor genannten Vorschriften sind auch die GoB von Kaufleuten zu 
beachten. Unter den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzie-
rung (GoB) werden allgemein anerkannte Regeln über die 

• Führung der Handelsbücher (Buchführung) sowie die  

• Erstellung des Jahresabschlusses 
verstanden. Insofern wird auch von den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung und von den Grundsätzen ordnungsmäßiger Bilanzierung gesprochen. 
 
Die GoB betreffen über den reinen Wortlaut hinaus nicht nur die Buchführung 
im engeren Sinne, sondern alle Bereiche der Inventur, Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang.12 Die GoB stellen rechtsformneutrale und von der 
jeweiligen Unternehmensgröße unabhängige Grundsätze dar, die von allen 
Kaufleuten zu beachten sind! 
 
  

                                                 
 
12  Insofern gibt es neben den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung auch noch 

die Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur, Grundsätze ordnungsmäßiger Bewertung sowie beim Ein-
satz von EDV-Anlagen im Rechnungswesen die Grundsätze ordnungsmäßiger DV-gestützter Buchfüh-
rungssysteme (GoBS). 
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Eine gesetzliche Definition der GoB existiert nicht. Es handelt sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff, wenngleich einige Grundsätze im HGB kodifi-
ziert sind, die in der nachstehenden Tabelle zusammengestellt sind: 
 

Vorschrift Prinzip 
§ 243 Abs. 2 HGB Klarheit und Übersichtlichkeit 
§ 239 HGB Prinzip der Richtigkeit und Willkürfreiheit 
§ 243 Abs. 3 HGB Fristgerechte Aufstellung 
§ 246 HGB Vollständigkeitsprinzip 

Saldierungsverbot 
§ 252 HGB Bilanzidentitätsprinzip 

Fortführungsprinzip (Going-concern-Prämisse) 
Einzelbewertungsprinzip 
Stichtagsprinzip 
Vorsichtsprinzip 
- Realisationsprinzip 
- Imparitätsprinzip 
Periodenabgrenzungsprinzip 
Bewertungsstetigkeitsprinzip 

§ 253 HGB Anschaffungskostenprinzip 
Niederstwertprinzip 

Abb. 8: Kodifizierte GoB 
 
Der Kaufmann ist durch Gesetz verpflichtet zwingend die GoB zu beachten, 
auch soweit sie gesetzlich nicht fixiert sind. So bestimmt der § 238 Abs. 1 HGB 
als Generalnorm für die Buchführung, dass der Kaufmann in seinen Büchern 
die Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen hat. Für den Jahresab-
schluss bestimmt § 243 Abs. 1 HGB, dass er nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung aufzustellen ist. 
 
Schließlich hat der Gesetzgeber in dem zusätzlichen Jahresabschlussgrundsatz 
für Kapitalgesellschaften im § 264 Abs. 2 HGB auf die GoB noch einmal wie-
derholt Bezug genommen, indem der Jahresabschluss der Kapitalgesellschaft 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Kapitalgesellschaft zu vermitteln hat (Generalnorm für den Jah-
resabschluss bei Kapitalgesellschaften und bestimmten Personengesell-
schaften). 
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Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung konkretisieren 
zum einen die gesetzlichen Einzelvorschriften und zum anderen ergänzen sie 
diese, wenn für bestimmte im Jahresabschluss zu berücksichtigende Sachver-
halte bzw. Geschäftsvorfälle keine anwendbare gesetzliche Einzelvorschrift vor-
handen ist. 

1.3.3. Steuerrecht 

Auch das Steuerrecht beinhaltet Vorschriften über die Rechnungslegung von 
Unternehmen. An dieser Stelle sei nur auf die §§ 140 ff. AO hingewiesen, die 
zur Führung von Büchern verpflichten. Auf die Vorschriften der Einzelsteuer-
gesetze und deren – nunmehr durch das BilMoG erheblich eingeschränkte – 
Wechselwirkungen mit dem handelsrechtlichen Jahresabschluss wird jeweils bei 
der Behandlung der einzelnen Vorschrift eingegangen. 
 
 

 Kontrollfragen Kapitel 1 

 
 

1.1. Zählen Sie die Aufgaben bzw. Zwecke des handelsrechtlichen Jah-
resabschlusses sowie der Steuerbilanz auf!  

1.2. Erläutern Sie die inhaltliche Bedeutung der einzelnen Aufgaben des 
Jahresabschlusses! 

1.3. Wie lautet die Generalklausel des § 264 HGB und wie ist sie zu in-
terpretieren? 

1.4. Das deutsche Handelsbilanzrecht ist rechtsformen- und größenklas-
senspezifisch angelegt. Erläutern Sie diese Aussage und nennen Sie 
die Abgrenzungskriterien für die Größenklassen von Kapitalgesell-
schaften! 

1.5. Welche Größenklassenmerkmale zeichnen eine mittelgroße AG aus? 

1.6. Zählen Sie Erleichterungen bei der Rechnungslegung von kleinen 
Kapitalgesellschaften auf. 
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2. Grundsätzliches zum Jahresabschluss 

2.1. Aufstellungszeitpunkt, Aufstellungsfristen, Aufbewah-
rungsfristen, Sprache und Unterzeichnung 

Nach § 242 Abs. 1 S. 1 HGB hat der Kaufmann nicht am Bilanzstichtag, sondern 
für den Schluss eines jeden Geschäftsjahres eine Bilanz aufzustellen. Der Bi-
lanzstichtag entspricht regelmäßig somit nicht dem Zeitpunkt, an dem die Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung und ggf. der Anhang auch tatsächlich aufge-
stellt wird. Hierfür hat der Kaufmann in Abhängigkeit von seiner Unternehmens-
größe (§ 267 HGB) folgende Zeiträume zur Verfügung, die als Aufstellungs-
fristen bezeichnet werden und durch § 264 Abs. 1 S. 3 und 4 HGB kodifiziert 
sind: 

• 3 Monate: große und mittelgroße Kapitalgesellschaften sowie die 
gleichgestellten Personengesellschaften nach § 264a HGB 

• 6 Monate: kleine und (Kleinst)kapitalgesellschaften sowie die gleich-
gestellten Personengesellschaften nach § 264a HGB 

 
Für Einzelkaufleute und Personengesellschaften, die nicht unter § 264a HGB 
fallen, hat der Gesetzgeber keine Fristen kodifiziert (§ 243 Abs. 3 HGB). Im 
Schrifttum und in der Rechtsprechung herrschen unterschiedliche Auffassungen 
über den Aufstellungszeitraum (von 2 bis 12 Monate). Grundsätzlich ist hierzu 
anzumerken, dass der Jahresabschluss nicht nur wegen des Gläubigerschutzes, 
sondern auch im (Informations-) Interesse der Unternehmensinhaber sobald wie 
möglich aufzustellen ist. Insbesondere in Unternehmenskrisen sind auch die ko-
difizierten Aufstellungsfristen zu verkürzen. 
 
Regelmäßig umfasst das Geschäftsjahr einen Zeitraum von 12 Monaten, so-
fern keine Ausnahmefälle vorliegen, die einen Zeitraum von weniger als einem 
Jahr begründen (sog. Rumpfwirtschaftsjahr bei Gründung, Auflösung, Umstel-
lung oder Umwandlung der Unternehmung). 
 
Das Geschäftsjahr ist regelmäßig identisch mit dem Kalenderjahr, wenngleich 
aber auch die Möglichkeit besteht, ein vom Kalenderjahr abweichendes Ge-
schäftsjahr zu wählen, das dann aber als Wirtschaftsjahr bezeichnet wird. 
 
  

Aufstellungszeitraum 

Geschäftsjahr 

Wirtschaftsjahr 
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Im Steuerrecht wird das Geschäftsjahr generell als Wirtschaftsjahr bezeich-
net, das grundsätzlich dem Kalenderjahr entspricht. Jedoch sind auch hier vom 
Kalenderjahr abweichende Wirtschaftsjahre unter bestimmten Voraussetzungen 
möglich. Für Land- und Forstwirte ist ein abweichendes Wirtschaftsjahr (vom 
01.07. bis 30.06.) sogar gesetzlich vorgeschrieben (§ 4a Abs. 1 Nr. 1 EStG). 
 
Als Bilanzstichtag oder Abschlussstichtag wird der Zeitpunkt bezeichnet, für 
den die Bilanz erstellt wird (bspw. 31.12.2012). 
 
Buchführungs- und Aufzeichnungsunterlagen unterliegen einer Aufbewah-
rungspflicht von 6 bzw. 10 Jahren (§ 257 HGB und § 147 AO), wodurch eine 
spätere Nachprüfung sichergestellt werden soll. 
 
Hiervon sind Eingangs- und Ausgangsrechnungen, Buchungsbelege, Grund-, 
Haupt- und Nebenbücher, Inventare, Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, 
Anhänge, Lageberichte, Eröffnungsbilanzen und die jeweils zu ihrem Verständ-
nis erforderlichen Arbeitsanweisungen oder sonstigen Organisationsunterlagen 
zehn Jahre lang aufzubewahren. 
 
Sechs Jahre lang aufzubewahren sind die empfangenen und abgesandten Han-
dels- und Geschäftsbriefe13 sowie sonstige Unterlagen, soweit sie für die Besteu-
erung von Bedeutung sind. 
 
Die jeweilige Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, 
in dem – vereinfacht ausgedrückt – die letzte Eintragung auf dem entsprechen-
den Schriftstück gemacht wurde, in dem es entstanden ist oder empfangen bzw. 
abgesandt wurde oder der Buchungsbeleg erstellt wurde (§ 257 Abs. 5 HGB). 
Die Aufbewahrungsfrist endet dann nach Ablauf der sechs- bzw. zehnjährigen 
Frist mit dem Ende des jeweiligen Kalenderjahres. 
 
 
 
 
  

                                                 
 
13  Unter den Begriff „Geschäftsbriefe“ fällt der gesamte nach außen gerichtete Schriftverkehr des Unter-

nehmens. Unternehmensinterne Mitteilungen, bspw. auch über das Intranet/Internet, zwischen ver-
schiedenen Abteilungen oder Niederlassungen des Unternehmens, fallen nicht darunter. Dies gilt auch 
dann, wenn der Schriftverkehr an einen unbestimmten Personenkreis gerichtet ist, wie bspw. beim Ver-
sand von Werbezeitschriften oder Katalogen. Der Geschäftsbrief richtet sich damit an einen oder meh-
rere bestimmte „unternehmensfremde“ Empfänger. Dies ist bspw. der Fall bei Angeboten, Auftrags- 
oder Anfragebestätigungen, Mängelrügen, Rücktrittserklärungen, Bestellscheinen, Quittungen, Rech-
nungen oder Mahnungen. 
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Nachfolgende Übersicht zeigt die Zuordnung der einzelnen Schriftstücke zu den 
Fristen. 

 Aufbewahrungsfristen 
10 Jahre 6 Jahre 

• Handelsbücher 
• Inventare 
• Eröffnungsbilanzen 
• Jahresabschlüsse 
• Lageberichte 
• Buchungsbelege 
• Kassenstreifen, -bücher 
• Kontoauszüge 
• Ein- und Ausgangsrechnungen 
• Barquittungen 
• sonstige Organisations-

unterlagen wie bspw. 
Bewertungsunterlagen, Lohn- 
und Gehaltslisten, 
Arbeitsanweisungen 

• Empfangene Handelsbriefe 
• Wiedergaben der abgesandten 

Handelsbriefe 
• Kalkulationsunterlagen 
• Aktenvermerke 
• Angebote mit Auftragsfolge 
• Darlehensunterlagen (nach 

Ablauf des Kreditvertrages) 
• Exportunterlagen 
• Frachtbriefe 
• Überstundenlisten 
• Mahnbescheide 
• Mietverträge (nach Ablauf des 

Vertrages) 
• Geschäftsbriefe mit Ausnahme 

von Rechnungen und 
Gutschriften 

  

Abb. 9: Aufbewahrungsfristen nach § 257 HGB 
Quelle: In Anlehnung an: Bitz/Schneeloch/Wittstock, Der Jahresabschluß, 

3. Aufl. 2000, S. 97 
 
Der Jahresabschluss ist in deutscher Sprache und in Euro aufzustellen, wobei 
aus Gründen der Übersichtlichkeit auf volle €, T€ und Mio. € gerundet werden 
darf (§ 244 HGB). Falls in dem Jahresabschluss Abschlusszahlen von rechtlich 
unselbstständigen ausländischen Niederlassungen oder Betriebsstätten mit ein-
zubeziehen sind, sind diese ggf. in Euro (vgl. Gliederungspunkt 2.4.9, S. 51) 
umzurechnen. 
 
Der Kaufmann hat nach § 245 HGB den Jahresabschluss unter Angabe des Da-
tums zu unterzeichnen. Kaufmann ist beim Einzelhandelsgeschäft der Einzel-
kaufmann, bei der oHG sämtliche Gesellschafter, bei der KG sämtliche Kom-
plementäre, bei der GmbH alle Geschäftsführer und bei der AG der gesamte 
Vorstand. 
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